
 

 

LM 8.800 Anträge auf Heizölhilfe in MV 
– Bund soll ungenutzte Gelder in 
den ländlichen Raum investieren 
 

Am 20. Oktober ist die Frist zur Beantragung für 
Härtefallhilfen für Privathaushalte, die mit Öl oder 
anderen nicht-leitungsgebundenen Brennstoffen 
heizen, ausgelaufen. Innerhalb von sechs Monaten – 
Anfang Mai startete die Antragstellung – wurden in 
Mecklenburg-Vorpommern rund 8. 800 Anträge 
gestellt. Davon fast zwei Drittel über das eigens 
eingerichtete Online-Energieportal des Landes. Das 
Antragsvolumen beläuft sich auf fast 3 Millionen Euro, 
wovon 2,3 Millionen Euro bereits auf den Konten der 
Bürgerinnen und Bürger angekommen sind. Möglich 
wurde dies durch die gute Zusammenarbeit der 
norddeutschen Länder und die gute zentrale 
Organisatin durch die Finanzbehörde Kasse Hamburg. 
Auch das Agrarministerium in Schwerin leistete seinen 
Anteil und verschickte 2.981 Papieranträge und führte 
2.163 Beratungs- und Informationsgespräche. Für das 
Engagement dankt der Minister für Klimaschutz, 
Landwirtschaft, ländliche Räume und Umwelt, Dr. Till 
Backhaus, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und 
wertet das Förderprogramm als Erfolg: 

„Die Zahlen belegen, dass der Bedarf an finanzieller 
Unterstützung für nicht-leitungsgebundene Brennstoffe 
hoch ist und es die richtige Entscheidung war, mit der 
Einführung der Strom- und Gaspreisbremse zum 
Jahreswechsel 2022/2023 auch Verbraucherinnen und 
Verbraucher mit anderen Heizarten zu entlasten. Der 
Bund hat hierfür rund 1,8 Milliarden Euro aus dem 
Wirtschaftsstabilisierungsfonds zur Verfügung gestellt. 
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Das ist maßgeblich der Initiative Mecklenburg-
Vorpommerns zu verdanken. Wir haben das Programm 
gefordert und durchgesetzt.  

Der Zuschuss kam gerade zur rechten Zeit, denn die 
Energiepreise sind stark gestiegen. Das treibt auch die 
Heizkosten in die Höhe. 

Die ländlichen Räume nehmen in MV rund 90 Prozent 
ein. Gerade hier sind die Menschen mangels geeigneter 
und bezahlbarer Alternativen vielerorts nach wie vor 
auf nicht-leitungsgebundene fossile Brennstoffe wie Öl 
oder Flüssiggas angewiesen. Dass wir davon weg-
kommen müssen, steht außer Frage. Es war jedoch 
wichtig, die Betroffenen Menschen in ihrer 
Lebensrealität abzuholen und auch für sie  kurzfristig 
eine finanzielle Unterstützung zu ermöglichen. 

Nach abschließender Antragsbearbeitung werden 
bundesweit ca. 600 Millionen Euro ausgereicht worden 
sein. Auch vor dem Hintergrund der drohenden 
massiven Kürzungen im Bereich der Gemeinschafts-
aufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK) habe ich 
in einem Schreiben an den Bund dafür geworben, dass 
die Gelder aus dem Härtefallfonds in Höhe von rund 1,2 
Milliarden Euro für das Gemeinwohl im ländlichen 
Raum bzw. zur Stärkung der Kommunen eingesetzt 
werden können. 

Konkret denke ich an Projekte zur Förderung der 
kommunalen Wärmeplanung oder Projekte, mit denen 
es gelingt, den ländlichen Raum zur Modellregion im 
Bereich erneuerbare Energien zu entwickeln. In M-V 
haben wir Sonne, Wind, Geothermie und Biomasse und 
sind damit ein prädestinierter Standort für 
zukunftsfähige Vorhaben in diesem Bereich. 
Entscheidend für den Erfolg solcher Projekte ist 
allerdings die Akzeptanz der Menschen vor Ort. Die 
werden wir nur bekommen, wenn wir sie teilhaben 
lassen und zwar nicht nur an den Planungen, sondern 
auch durch die gemeinschaftliche Nutzung von Strom 
und Wärme.“ 


